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In den vergangenen 15 Jahren sind die Steuern unter dem 
Strich deutlich gesunken. Bund, Länder und Gemeinden wür-
den 2013 rund 45 Milliarden Euro mehr einnehmen, wären 
noch die Steuergesetze von 1998 gültig. Gut zwei Drittel 
dieser Einnahmeausfälle entfallen auf die Bundesländer und 
die Kommunen, hat das IMK errechnet. Deren finanzieller 
Spielraum, beispielsweise für Investitionen in Infrastruktur 
und Bildung, wird durch die strengen Vorschriften der Schul-
denbremse zusätzlich stark eingeschränkt. Die IMK-Steuer-
expertin Katja Rietzler hat untersucht, wie sich die Steuer-
senkungen auf die öffentlichen Finanzen in Rheinland-Pfalz 
auswirken – und welche Einnahme-Effekte Steuererhöhun-
gen auf hohe Einkommen und große Vermögen hätten. 

moderate ausgabenentwicklung, einbußen bei einnah-
men. Die öffentlichen Ausgaben sind in den vergangenen 
zwei Jahrzehnten nur mo-
derat gestiegen. Trotzdem 
bleiben die öffentlichen 
Haushalte strukturell im 
Minus – so charakterisiert 
das Gutachten im Auftrag 
des DGB Rheinland-Pfalz 
die Situation zwischen Ko-
blenz und Ludwigshafen. 
Zwischen 1992 und 2010 
nahmen die Ausgaben des 
Landes und der Kommunen 
nominal pro Jahr um durch-
schnittlich zwei Prozent 
zu. Damit stiegen sie nicht 
schneller als das regionale 
Bruttoinlandsprodukt (BIP). 
„Bei diesen Zahlen deutet 
nichts auf ein übertriebenes 
Ausgabenwachstum hin“, 
sagt Wirtschaftsforscherin 
Rietzler.  

Dass die öffentlichen 
Haushalte im Land gleich-
wohl selbst in Jahren mit guter Wirtschaftsentwicklung nicht 
ausgeglichen waren, führt die Wissenschaftlerin daher primär 
auf ein Einnahmeproblem zurück. Es beruht einerseits auf 
einem relativen Rückstand der regionalen Wirtschaft: Trotz 
erheblicher Fortschritte in den vergangenen zwei Jahrzehnten 
bleibt in dem ländlich geprägten Bundesland das BIP pro 
Einwohner unter dem Bundesdurchschnitt. Auch die Steuer-
einnahmen und die Finanzkraft der öffentlichen Hand liegen 
unter dem bundesweiten Mittel – trotz Zahlungen aus dem 
Länderfinanzausgleich.

Als zweite Ursache für das Minus in den öffentlichen Kas-
sen identifiziert die Forscherin die strukturellen Minderein-
nahmen infolge von Steuersenkungen. Das lässt sich daran 
ablesen, dass die Steuereinnahmen hinter dem Wachstum des 
regionalen BIPs zurückgeblieben sind. Würden die Steuerge-
setze von 1998 noch gelten, würde das Land Rheinland-Pfalz 

allein in diesem Jahr 862 Millionen Euro mehr einnehmen. 
Das entspricht ungefähr dem strukturellen Defizit von rund 
819 Millionen Euro im Landeshaushalt 2012. Die Kommu-
nen müssen aufgrund der Steuerrechtsänderungen auf wei-
tere 518 Millionen Euro verzichten. Insgesamt nimmt die 
öffentliche Hand in Rheinland-Pfalz 2013 also knapp 1,4 
Milliarden Euro weniger ein.

Unter diesen Umständen ist die IMK-Expertin skeptisch, 
dass das Land auf Dauer den durch die Schuldenbremse vor-
gegebenen Konsolidierungspfad einhalten kann. So wüchsen 
die Steuereinnahmen derzeit deutlich schwächer als im Jahr 
2012, in dem Rheinland-Pfalz dank sehr guter Einnahmeent-
wicklung und niedriger Zinsen das Etappenziel der Schulden-
bremse erheblich unterschreiten konnte. „Wenn die Rahmen-
bedingungen nicht optimal sind, muss sich die Politik sehr 

schnell mit zusätzlichen Einsparungen auseinandersetzen“, 
sagt Rietzler. „Das kann auf Kosten der Investitionen gehen – 
obwohl dort erheblicher Nachholbedarf besteht und Defizite 
bei Infrastruktur oder Bildungseinrichtungen die Wirtschaft 
nachhaltig schädigen.“   

Steuererhöhungen für Wohlhabende reduzieren Defizit. 
Als bessere Alternative empfiehlt die Ökonomin Steuererhö-
hungen. Diese sollten gezielt höhere Einkommen und große 
Vermögen belasten. Auf diese Weise gewinne der Staat nicht 
nur finanziellen Spielraum zurück, ohne die Wirtschaftsent-
wicklung merklich zu belasten. Zusätzlich lasse sich die Un-
gleichheit bei Einkommen und Vermögen etwas korrigieren, 
die in den beiden vergangenen Jahrzehnten deutlich zuge-
nommen hat.  

Rietzler hat die Auswirkungen von drei Modellen zur Steu-
erreform für das Land Rheinland-Pfalz berechnet:

StaatSfinanzen

länder: mit Steuersenkungen ins minus 
Die finanziellen Defizite von ländern und Gemeinden sind zu einem großen teil Folgen von 

Steuersenkungen, zeigt das imK am Beispiel von rheinland-Pfalz.
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Medienberichte über löchrige Straßen, marode Schulen oder 
Lücken in den Kommunikationsnetzen illustrieren es: Die 
deutsche Investitionsquote ist eine der niedrigsten weltweit. 
Jedes Jahr werden rund 75 Milliarden Euro weniger inves-
tiert, als eigentlich nötig wären, hat das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung (DIW) errechnet.* Dabei orientieren 
sich die Forscher an den durchschnittlichen Investitionsquo-
ten in den anderen Euroländern. Seit Ende der 1990-er Jahre 
kommen sie in der Summe auf einen Rückstand von rund 
einer Billion Euro. 

Für ihre Untersuchung haben die Ökonomen zahlreiche 
Statistiken ausgewertet. Sie dokumentieren, dass Deutsch-
land bei den Ausgaben für die Zukunft hinterherhinkt. So 
sank die Investitionsquote, also das Verhältnis aller Brut-
toinvestitionen zum Bruttoinlandsprodukt (BIP), seit 1999 
von knapp 20 auf rund 17 Prozent. Besonders investitions-
schwach ist der Staat. Seine Investitionsquote lag seit dem 
Jahr 2000 konstant unter 2 Prozent des BIP. im Jahr 2011 
betrug sie 1,6 Prozent. Im Euroraum investierte die öffentli-
che Hand im Durchschnitt dagegen 2,3 Prozent. Ebenso viel 
gab der amerikanische Staat aus, in Japan oder Australien 
waren es deutlich mehr als 3 Prozent. Die Zurückhaltung 
geht an die Substanz: Nach Abzug aller Verbindlichkeiten 
betrug das staatliche Nettovermögen, zu dem unter anderem 
die öffentliche Infrastruktur zählt, 1999 etwa 20 Prozent des 
BIP. 2011 waren es nur noch 0,5 Prozent. 

Doch auch private Investoren halten sich laut DIW bei 
Investitionen im Inland zurück. So sind die Ausgaben der 
Unternehmen für immaterielle Werte – unter anderem In-
vestitionen in Forschung und Entwicklung, Marketing oder 
Weiterbildung – mit knapp 6 Prozent des BIP niedriger als 

etwa in Frankreich oder den USA, wo die Unternehmen rund 
9 Prozent dafür aufwenden. Gleichzeitig legen die Deutschen 
besonders viel Geld zurück: Die Sparquote betrug 2012 rund 
24 Prozent. „Statt in den Aufbau des inländischen Kapital-
stocks wurde ein hoher Anteil der deutschen Ersparnisse je-
doch im Ausland angelegt“, so das DIW. Häufig keine gute 
Strategie: „Rund 400 Milliarden Euro haben deutsche Inves-
toren seit 1999 auf ihr Auslandsvermögen verloren, was etwa 
15 Prozent des Bruttoinlandsprodukts entspricht.“

Die Berliner Wirtschaftsforscher halten es für unverzicht-
bar, die öffentlichen und privaten Investitionen um 75 Milli-
arden Euro pro Jahr aufzustocken. Dadurch wäre es möglich, 
das mittelfristige Wachstumspotenzial von 1 auf 1,6 Prozent 
im Jahr zu erhöhen.   B

inveStitionen

Bröckelnde Substanz 
in Deutschland wird zu wenig investiert,  

so das DiW. Darunter leiden infrastruktur und 

Wirtschaftswachstum. 

�A Anhebung des Spitzensteuersatzes nach den verschiedenen 
Vorschlägen der Bundestags-Oppositionsparteien: Betrof-
fen sind höhere Bruttoeinkommen von jährlich mehr als 
66.500 Euro bei Alleinstehenden (Vorschlag der Grünen) 
beziehungsweise 74.500 Euro (SPD) oder 77.600 Euro (die 
Linke). 

�A Wiedererhebung einer Vermögensteuer nach einem am 
Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) ent-
wickelten Konzept: Belastet werden Vermögen von mehr 
als zwei Millionen Euro (vier Millionen bei gemeinsam 
veranlagten Ehepartnern). Der Steuersatz liegt bei einem 
Prozent.

�A Erhöhung der Erbschaftsteuer mit dem Ziel, den bislang 
relativ geringen Ertrag dieser Steuerart (4,3 Milliarden Eu-
ro 2012) zu verdoppeln.

Am Beispiel von Rheinland-Pfalz zeigen Rietzlers Berechnun-
gen, dass vor allem eine Vermögensteuer die Einnahmesitu-
ation in den Ländern deutlich verbessern würde: Das Land 
könnte mit jährlichen Mehreinnahmen von 511 Millionen 
Euro rechnen, die Gemeinden mit 66 Millionen Euro. 

Die Anhebung des Spitzensteuersatzes nach den Vorschlä-
gen von Grünen oder SPD würde Land und Kommunen zu-
sammen weitere 112 bis 119 Millionen Euro einbringen. 
Dagegen würde der Vorschlag der Linken zu Einnahmeaus-
fällen führen, weil zugleich der Grundfreibetrag erheblich 
angehoben würde.   

Eine Verdoppelung der Einnahmen aus der Erbschaftsteu-
er brächte Land und Kommunen Mehreinnahmen von 197 
Millionen Euro.

„Unter dem Strich könnten das Land Rheinland-Pfalz und 
seine Kommunen durch eine Kombination der Steuererhö-
hungen Mehreinnahmen von 893 Millionen Euro erzielen. 
Damit ließe sich das strukturelle Defizit im Landeshaushalt 
weitgehend schließen“, erklärt Expertin Rietzler. Trotz der 
Erhöhungen bliebe die Steuerbelastung für die Bürger aber 
noch deutlich unter dem Tarif, der 1998 galt.   B
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